
 
Anlage 1   

 
 

Vorgebrachte Anregungen gemäß § 3 (2) und § 4 (2)  
BauGB mit dem Ergebnis der Prüfung 



Schreiben der Frau R. T. vom 25.11.2008: 
Es wird auf eine kaufvertraglich geregelte Bautiefenbeschränkung für das anzubauende Gebäude 
Bahnhofstraße Nr. 14 hingewiesen und gefordert, dass die Bautiefe des bestehenden Wohngebäudes 
bei einem Anbau im Rahmen des Bebauungsplans innerhalb des vertraglich festgelegten Bereichs 
eingehalten wird.   
 
Ergebnis der Prüfung: 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen; eine bauplanungsrechtliche Relevanz ist nicht 
gegeben.  

Das Gebäude Bahnhofstraße Nr. 12 weist eine Bautiefe von weniger als 11,0 m auf. Bereits im 
bestehenden Bebauungsplan Nr. 95 ist eine durchgehende Bautiefe von 15 m bei geschlossener 
Bauweise festgesetzt.  
 
Privatrechtliche Vereinbarungen werden allgemein von Bauleitplänen nicht berührt, berühren 
ihrerseits Bebauungsplanverfahren ebenfalls nicht und behalten sowohl ohne entsprechende 
Festsetzungen eines Bebauungsplans als auch bei Änderungen eines Bebauungsplans ihre 
Gültigkeit. 
 
Die mittels Baugrenzen festgesetzte überbaubare Fläche stellt eine Rahmen gebende Maximalfläche 
dar, hinter der im Einzelfall des konkreten Bauvorhabens zurück geblieben werden kann. 
 
 
 
Schreiben des Kreises Mettmann vom 17.12.2008: 
1./ Es wird angeregt, in der Begründung die geplante Art der Nutzung zu konkretisieren 
(Seniorenwohnungen und/oder -Pflegeeinrichtung). 

Ergebnis der Prüfung: 
Der Anregung wird gefolgt. 
Die Angaben zur Art der geplanten Seniorenwohneinrichtung wurden in der Begründung ergänzt 
(Kapitel 1.6 und 1.7). 
 
2./ Es wird darauf verwiesen, dass hinsichtlich des Schallschutzes die Festsetzungen aus dem alten 
Bebauungsplan Nr. 95 übernommen wurden; im Falle eines zwischenzeitig gestiegenen 
Verkehrsaufkommens auf der Bahnhofstraße seien die Immissionsschutz-Festsetzungen zu 
aktualisieren. 

Ergebnis der Prüfung: 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen; ein Handlungsbedarf besteht nicht. 
Aus den aktuellen Verkehrszählungen im Rahmen des Gesamtstädtischen Verkehrsgutachtens 
(Runge & Küchler, Verkehrszählung Haan `2008) geht hervor, dass sich die Verkehrsmenge im 
betreffenden Straßenabschnitt nicht erhöht, sondern sogar etwas verringert hat. Die Datenbasis für 
das (Verkehrs-) Lärmschutzgutachten und die hieraus resultierenden Festsetzungen haben deshalb 
weiterhin Gültigkeit. 
 
3./ Es wird angeregt, zusätzlich textlich festzusetzen, dass Aufenthaltsräume nur an der Lärm  
abgewandten Seite der Gebäude anzuordnen sind. 

Ergebnis der Prüfung: 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
Die Einhaltung der zulässigen Emissionsgrenzwerte wird durch die festgesetzten passiven 
Schallschutzmaßnahmen gewährleistet.  



Eine zwingende Festsetzung, dass zur Bahnhofstraße hin keine Aufenthaltsräume angeordnet 
werden dürfen, wird für nicht sinnvoll erachtet. Durch die Festsetzung der passiven 
Schallschutzmaßnahmen und die Pflicht zum Einbau schallgedämmter Lüfter ab Lärmpegelbereich 
IV sind gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse auch unter der vorhandenen 
Lärmbelastungssituation gegeben. 
 
4./ Es wird angeregt, die Begründung hinsichtlich der Aussagen zum Stellplatzbedarf zu 
konkretisieren. 

Ergebnis der Prüfung: 
Der Anregung wird gefolgt. 
Die Aussagen in der Begründung zu den Stellplätzen für Bewohner, Besucher und Angestellte der 
Einrichtung werden neu formuliert (Kapitel 1.8 und 2.4, siehe Anlage 2). Da es sich um eine 
bauordnungsrechtliche Frage handelt, wird im Rahmen des Bauleitplanverfahrens von einer 
detaillierten Stellplatzberechnung und konkreten Aussagen zu Anzahl und Anordnung der 
Stellplätze abgesehen. 
Der Hinweis an das Bauaufsichtsamt wird zur Kenntnis genommen. Das Gesundheitsamt wird im 
Baugenehmigungsverfahren beteiligt. 

Auswirkungen auf die Planung sind durch die Änderungen nicht gegeben. 

 

 

Schreiben der Bezirksregierung Düsseldorf, Kampfmittelräumdienst vom 11.12.2008 
Empfehlung von Vorsichtsmaßnahmen bei der Durchführung von Aushubarbeiten und größeren 
Bohrungen. 
 
Ergebnis der Prüfung:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im anschließenden Baugenehmigungs-verfahren 
berücksichtigt. 
 
 
 
Schreiben der Deutsche Telekom AG vom 22.12.2008: 
Es wird angeregt, die im Plangebiet vorhandenen Telekommunikationsanlagen zu berücksichtigen. 
 
Ergebnis der Prüfung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Sie ist im Rahmen der anschließenden 
Baugenehmigungsverfahren berücksichtigt.  
 


















